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Ordnung 

über die Einschreibung der Studierenden 

an der Fachhochschule Bingen  

(Einschreibeordnung) 

vom 14.12.2015 

 

Der Senat der Fachhochschule Bingen hat aufgrund 

des § 76 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m.  

§ 7 Abs. 2 Nr.1 und § 67 Abs. 3 des Hochschulge-

setzes (HochSchG) in der Fassung vom 19. Novem-

ber 2010 (GVBl. S. 463),  zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2014 (GVBl. S. 

125), am 9. Dezember 2015 die nachfolgende Ord-

nung über die Einschreibung der Studierenden an 

der Fachhochschule Bingen (Einschreibeordnung) 

beschlossen. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 
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Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1  Grundsätze 

 

(1) Die Studienbewerberin oder der Studienbewer-

ber ist auf Antrag nach der Zulassung durch Ein-

schreibung in die Fachhochschule Bingen aufge-

nommen (Immatrikulation). Durch die Einschrei-

bung wird sie oder er für die Dauer der Einschrei-

bung Mitglied der Hochschule gemäß § 36 Hoch-

SchG. 

 

(2) Die Einschreibung erfolgt in der Regel für einen 

Studiengang. Als Studiengang im Sinne dieser Ord-

nung gilt ein durch eine Prüfungsordnung geregel-

tes, in der Regel auf einen ersten oder einen weite-

ren berufsqualifizierenden Abschluss gerichtetes 

Studium eines Studienfaches oder mehrerer Stu-

dienfächer. 

Als Studiengang gelten auch die Studien zum Zwe-

cke der Promotion.  

 

(3) Mit der Einschreibung wird die Studienbewer-

berin oder der Studienbewerber Angehörige oder 

Angehöriger in dem Fachbereich, der den gewähl-

ten Studiengang anbietet. Ist der gewählte Studi-

engang oder sind die gewählten Studiengänge 

mehreren Fachbereichen zugeordnet, so hat die 

Studienbewerberin oder der Studienbewerber bei 

der Einschreibung den Fachbereich zu wählen, in 

dem sie oder er Angehörige oder Angehöriger sein 

will. 

 

(4) Ein Wechsel des Studiengangs bedarf der Ände-

rung der Einschreibung.  

 

(5) Die Einschreibung richtet sich nach dem Inhalt 

des Zulassungsbescheids. 
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§ 2  Bewerbung und Zulassung 

 

(1) Die Zulassung erfolgt aufgrund einer form- und 

fristgerechten Bewerbung.  

Der Bewerbungsantrag ist in Form des elektronisch 

ausgefüllten Antragsformulars über das Bewer-

bungsportal der Fachhochschule Bingen vor Ablauf 

der Bewerbungsfrist elektronisch zu übermitteln. 

Zusätzlich muss das ausgedruckte und unterschrie-

bene Antragsformular einschließlich der erforderli-

chen Unterlagen vor Ablauf der Bewerbungsfrist 

bei der Fachhochschule Bingen zugegangen sein. 

Die Fachhochschule Bingen bestimmt die vorzule-

genden Unterlagen. 

 

(2) Die Studienbewerberin oder der Studienbewer-

ber ist verpflichtet, die notwendigen Angaben zu 

machen und die erforderlichen Unterlagen einzu-

reichen. Fremdsprachige Zeugnisse und Bescheini-

gungen, die nicht in englischer Sprache ausgestellt 

sind, sind in deutscher Übersetzung vorzulegen. 

Die Richtigkeit der Übersetzung muss beglaubigt 

werden. 

 

(3) Die Bewerbung um die Zulassung und die Rege-

lung der Fristen für zulassungsbeschränkte Studi-

engänge ergibt sich aus den Bestimmungen der 

Studienplatzvergabeverordnung Rheinland-Pfalz 

(StPVLVO). 

 

 

§ 3  Allgemeine und besondere Zugangsvorausset-

zungen 

 

(1) Voraussetzung für den Zugang zum Studium ist 

der Nachweis der Hochschulzugangsberechtigung 

für den gewählten Studiengang.  

Der Nachweis wird in der Regel erbracht: 

• durch das Zeugnis der allgemeinen Hochschulrei-

fe; 

• durch das Zeugnis der Fachhochschulreife; 

• durch die Bescheinigung der Hochschulzugangs-

berechtigung für beruflich qualifizierte Personen 

gemäß § 65 Abs. 2 HochSchG; 

• durch das Zeugnis eines ersten berufsqualifizie-

renden Hochschulabschlusses; 

• durch eine Hochschulzugangsberechtigung ge-

mäß § 33 Abs. 4 HochSchG; 

• durch eine Hochschulzugangsberechtigung ge-

mäß § 35 Abs. 1 HochSchG.  

 

(2) Für Studiengänge, die neben oder anstelle der 

allgemeinen Zugangsvoraussetzungen eine beson-

dere Eignung oder Fähigkeiten erfordern (§ 65 Abs. 

4 Nr. 4 HochSchG), ist der erfolgreiche Abschluss 

der Eignungsprüfung bis zum Beginn der Vorle-

sungszeit zu belegen. Die Fachhochschule Bingen 

hat organisatorische Maßnahmen zu treffen, dass 

das Verfahren der Eignungsprüfung bis zum Beginn 

der Vorlesungszeit durchgeführt werden kann. 

 

(3) Sehen Prüfungsordnungen für bestimmte Stu-

diengänge den Nachweis einer besonderen Vorbil-

dung oder Tätigkeit (§ 65 Abs. 4 Nr. 3 HochSchG) 

vor, kann eine Einschreibung nicht ohne diesen 

Nachweis erfolgen. 

 

(4) Besondere Zugangsvoraussetzungen im Sinne 

von § 19 Abs. 2 Satz 2 HochSchG für die Einschrei-

bung in einen Studiengang mit dem Abschluss 

Master sind in den  Prüfungsordnungen geregelt. 

Eine Einschreibung kann nicht ohne den Nachweis 

dieser besonderen Zugangsvoraussetzungen erfol-

gen.  

 

 

§ 4  Allgemeine Zugangsvoraussetzungen für deut-

sche Studienbewerberinnen und Studienbewerber 

 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grund-

gesetzes (GG) sind zu dem von ihnen gewählten 

Hochschulstudium berechtigt, wenn sie die für das 

Studium erforderliche Qualifikation nachweisen. 

Der Nachweis nach Satz 1 wird für  Bachelorstudi-

engänge gemäß § 3 Abs. 1 geführt. Der Nachweis 

für Masterstudiengänge erfolgt durch einen ersten 

berufsqualifizierenden Hochschulabschluss oder 

die in den jeweiligen Prüfungsordnungen genann-

ten Zugangsvoraussetzungen. 

 

(2) Deutsche im Sinne des Artikels 116 GG mit 

einer ausländischen Hochschulzugangsberechti-

gung, die nicht an einer deutschsprachigen Schule 

erworben wurde und die als dem deutschen Zeug-

nis der allgemeinen oder fachgebundenen Hoch-

schulreife gleichwertig anerkannt wurde, haben in 

der Regel vor Aufnahme ihres Studiums die für ein 

Studium erforderlichen Kenntnisse der deutschen 

Sprache nachzuweisen. 

 

 

§ 5  Allgemeine Zugangsvoraussetzungen für aus-

ländische und staatenlose Studienbewerberinnen 

und Studienbewerber 

 

(1) Studienbewerberinnen oder Studienbewerber, 

die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 GG 

sind, können unbeschadet der weiteren Vorausset-

zungen dieser Ordnung als Studierende einge-

schrieben werden, wenn sie 

• eine Hochschulzugangsberechtigung im Sinne 

von § 3 oder 

• ein Zeugnis besitzen, das im Herkunftsland der 

Studienbewerberin oder des Studienbewerbers 

zum Hochschulstudium berechtigt und nach den 

Bewertungsvorschlägen des Sekretariates der Kul-
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tusministerkonferenz, Zentralstelle für ausländi-

sches Bildungswesen, einen direkten Hochschulzu-

gang ermöglicht.  
 

(2) Studienbewerberinnen oder Studienbewerber, 

die ein Zeugnis besitzen, das im Herkunftsland der 

Studienbewerberin oder des Studienbewerbers 

zum Hochschulstudium berechtigt, aber nach den 

Bewertungsvorschlägen der Zentralstelle für die 

Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse 

keinen direkten Hochschulzugang ermöglicht, müs-

sen vor Aufnahme des Studiums eine Prüfung zur 

Feststellung der Eignung ausländischer Studienbe-

werberinnen oder  Studienbewerber für die Auf-

nahme eines Hochschulstudiums in der Bundesre-

publik Deutschland (Feststellungsprüfung) ablegen. 

Das Bestehen dieser Prüfung berechtigt im Regel-

fall zur Einschreibung für das gewählte Studium. 

 

(3) Den ausländischen und staatenlosen Studien-

bewerberinnen oder Studienbewerbern, die sich 

der Feststellungsprüfung unterziehen müssen, wird 

der Besuch des internationalen Studienkollegs der 

Hochschule Kaiserslautern angeboten, das die 

erforderlichen Voraussetzungen für ein erfolgrei-

ches Studium vermittelt und auf die Feststellungs-

prüfung vorbereitet.  

 

 (4) Die ausländischen und staatenlosen Studien-

bewerberinnen oder Studienbewerber aus nicht 

deutschsprachigen Ländern haben vor Aufnahme 

ihres Studiums die für ein Studium erforderlichen 

Kenntnisse der deutschen Sprache nachzuweisen. 

 

 

Zweiter Abschnitt 

Zulassung 

 

 

§ 6  Zulassung in zulassungsfreien Studiengängen 

 

(1) Der Einschreibung in den zulassungsfreien Ba-

chelor- und Master-Studiengängen geht ein Zulas-

sungsverfahren voraus. 

 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist in allen Studien-

gängen über das Online-Bewerbungsportal der 

Hochschule und form- und fristgerecht in Papier-

form einschließlich der erforderlichen Unterlagen 

zu stellen. 

 

  

§ 7  Zulassung in zulassungsbeschränkten Studien-

gängen 

 

(1) Der Einschreibung in den zulassungsbeschränk-

ten Bachelor- und Master- Studiengängen geht ein 

Zulassungsverfahren voraus.  

(2) Der Antrag auf Zulassung ist in allen Studien-

gängen über das Online-Bewerbungsportal der 

Hochschule und form- und fristgerecht in Papier-

form einschließlich der erforderlichen Unterlagen 

zu stellen. 

 

(3) Die Fachhochschule Bingen nimmt am dialog-

orientierten Serviceverfahren der Hochschulen teil. 

Die an diesem Verfahren teilnehmenden Studien-

gänge werden für das jeweilige Semester in geeig-

neter Weise durch die Fachhochschule Bingen 

bekannt gemacht. 

 

 

§ 8  Entscheidung über den Zulassungsantrag 

 

(1) Die Entscheidung über den Zulassungsantrag in 

zulassungsfreien Studiengängen trifft die Präsiden-

tin oder der Präsident der Fachhochschule Bingen.  

Die Zulassung gilt nur für den im Zulassungsbe-

scheid bezeichneten Studiengang. Im Zulassungs-

bescheid bestimmt die Hochschule den Termin bis 

zu dem die Einschreibung vorzunehmen ist und 

benennt die weiteren vorzulegenden Unterlagen. 

 

(2) Die Entscheidung über den Zulassungsantrag in 

zulassungsbeschränkten Studiengängen im dialog-

orientierten Serviceverfahren der Hochschulen 

trifft die Präsidentin oder der Präsident der Fach-

hochschule Bingen. Die Entscheidung über die 

Zulassungsanträge richtet sich nach den Bestim-

mungen der geltenden StPVLVO. Die Zulassung gilt 

nur für den im Zulassungsbescheid bezeichneten 

Studiengang. Im Zulassungsbescheid bestimmt die 

Hochschule den Termin bis zu dem die Einschrei-

bung vorzunehmen ist und benennt die weiteren 

vorzulegenden Unterlagen. 

 

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn ersichtlich 

ist, dass Voraussetzungen für die Zulassung oder 

für die Einschreibung nicht vorliegen und bis zur 

Einschreibung nicht erbracht werden können.  

 

(4) Ist in Prüfungsordnungen für bestimmte Studi-

engänge der Nachweis einer besonderen Vorbil-

dung oder Tätigkeit geregelt, so hat der Nachweis 

gemäß der von der Hochschule festgelegten Fristen 

zu erfolgen. Eine berufspraktische Tätigkeit kann 

anerkannt werden. 
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Dritter Abschnitt 

Einschreibung 

 

 

§ 9  Voraussetzungen der Einschreibung 

 

(1) Die Einschreibung in Studiengängen mit und 

ohne Zulassungsbeschränkung setzt voraus, dass 

die geforderten Nachweise innerhalb der festge-

setzten Fristen bei der Hochschule eingereicht 

werden. Dazu gehören insbesondere der Kranken-

versicherungsnachweis und der Nachweis der zu 

entrichtenden Semesterbeiträge und Gebühren. 

 

(2) War die Studienbewerberin oder der Studien-

bewerber im gleichen oder fachlich verwandten 

Studiengang an einer anderen Hochschule in der 

Bundesrepublik Deutschland bereits eingeschrie-

ben, erfolgt die Einstufung in das jeweilige Fach-

semester anhand der Leistungen, die die Studien-

bewerberin oder der Studienbewerber aus dem 

bisherigen Studienverlauf belegt.  

Die Anerkennung der Leistungen aus dem bisheri-

gen Studienverlauf obliegt dem  Fachbereich und 

erfolgt im Rahmen der Prüfungsordnung des Studi-

engangs für den sich die Studienbewerberin oder 

der Studienbewerber beworben hat.  

Die erforderlichen Unterlagen für die Anerkennung 

der Leistungen und über nicht bestandene Prüfun-

gen sind mit dem Antrag auf Zulassung einzu-

reichen. 

 

(3) Sofern sich die Studienbewerberin oder der 

Studienbewerber im Zeitpunkt der Bewerbung für 

ein höheres Semester in dem gewählten Studien-

gang an einer anderen deutschen Hochschule be-

findet, ist eine Einschreibung an der Fachhochschu-

le Bingen nur nach Vorlage der Exmatrikulations-

bescheinigung zum bisherigen Studiengang der 

anderen deutschen Hochschule möglich. 

 

(4) Hat die Studienbewerberin oder der Studien-

bewerber Leistungen aufgrund eines Studiums 

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland oder in 

einem anderen Studiengang erbracht, wird die 

Studienbewerberin oder der Studienbewerber auf 

Antrag in das jeweilige Fachsemester gemäß Ab-

satz 2 Satz 2 eingeschrieben.  

Der Antrag für die Anerkennung der Leistungen 

einschließlich der erforderlichen Unterlagen ist mit 

dem Antrag auf Zulassung einzureichen. 

 

(5) Die Einschreibung wird mit Beginn des Semes-

ters, das die Studienbewerberin oder der Studien-

bewerber beantragt hat, wirksam. Die Studierende 

oder der Studierende erhält einen Studierenden-

ausweis (Anlage). 

(6) Der Verlust des Studierendenausweises ist dem 

Studierendensekretariat unverzüglich anzuzeigen. 

 

(7) Einschreibungen in kooperativen und gemein-

samen Studiengängen sowie im Rahmen von Hoch-

schulverbünden und Hochschulkooperation erfol-

gen nach § 67 Abs. 3a HochSchG. 

 

(8) Die Einschreibung gemäß § 19 Abs. 2 Satz 3 

HochSchG erfolgt mit der Maßgabe, dass die Zu-

gangsvoraussetzungen bis zum Ende des ersten 

Semesters des Masterstudiengangs nachgewiesen 

werden. Werden die geforderten Nachweise nicht 

bis zum Ende des ersten Semesters des Masterstu-

diengangs vorgelegt, erlischt die Einschreibung.  

 

 

§ 10  Versagung der Einschreibung 

 

(1) Die Einschreibung in zulassungsfreie und zulas-

sungsbeschränkte Studiengänge ist aus Gründen 

des § 68 Abs. 1 und 2 HochSchG zu versagen. Bei 

ausländischen und staatenlosen Studienbewerbe-

rinnen oder Studienbewerbern ist die Einschrei-

bung ferner zu versagen, wenn sie die in § 5 ge-

nannten Voraussetzungen nicht erfüllen. 

 

(2) Die Einschreibung kann versagt werden, wenn 

• die Studienbewerberin oder der Studienbewer-

ber die für die Einschreibung vorgeschriebenen 

Unterlagen nicht vorgelegt oder die Formen und 

Fristen nicht beachtet hat, 

• die Studienbewerberin oder der Studienbewer-

ber die zu entrichtenden Beiträge und Gebühren 

nicht bezahlt hat, 

• kein gültiger Zulassungsbescheid vorliegt. 

 

 

§ 11  Zweithörerschaft 

 

(1) Eingeschriebene Studierende anderer Hoch-

schulen können auf Antrag als Zweithörerin oder 

Zweithörer an der Fachhochschule Bingen in zulas-

sungsfreien Studiengängen eingeschrieben wer-

den. Die Einschreibung in zulassungsbeschränkten 

Studiengängen ist nur im Rahmen verfügbarer 

Kapazitäten möglich. 

 

(2) Die Einschreibung für mehr als einen zulas-

sungsbeschränkten Studiengang ist nur zulässig, 

wenn das gleichzeitige Studium in den verschiede-

nen Studiengängen für eine angestrebte berufliche 

Qualifikation oder aus wissenschaftlichen oder 

künstlerischen Gründen zwingend erforderlich ist. 

Darüber entscheidet die Hochschule. Im Übrigen 

findet § 67 des Hochschulgesetzes Anwendung. 
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(3) Die einschlägigen Regelungen dieser Ordnung 

finden Anwendung.  

Die für die Studierenden hinterlegten Daten wer-

den mit dem Vermerk „Zweithörerin oder Zweithö-

rer“ versehen. 

 

 

§ 12  Rückmeldung 

 

(1) Die Studierenden, die ihr Studium an der Hoch-

schule in dem bisherigen Studiengang fortsetzen 

wollen, haben sich zurückzumelden. 

 

(2) Die Rückmeldung für das nächste Semester 

erfolgt durch die Zahlung der Beiträge und Gebüh-

ren innerhalb der Rückmeldefrist. Eine verspätete 

Rückmeldung ist nur bis zum Ablauf der festgesetz-

ten Nachfrist (Ausschlussfrist) unter Beachtung der 

Landesverordnung über die Gebühren in den Be-

reichen Wissenschaft, Weiterbildung und For-

schung (Besonderes Gebührenverzeichnis) durch 

Zahlung der Beiträge und Gebühren und der 

Säumnisgebühr möglich.  

 

 

§ 13  Studiengangwechsel 

 

(1) Der Wechsel des Studiengangs bedarf einer 

Änderung der Einschreibung. 

 

(2) Der Wechsel in einen zulassungsfreien Studien-

gang kann innerhalb der für das jeweilige Semester 

festgesetzten Fristen schriftlich beantragt werden.  

 

(3) Für den Wechsel in einen zulassungsbeschränk-

ten Studiengang gelten die einschlägigen Regelun-

gen der StPVLVO. Hier sind insbesondere die Fris-

ten und das vorgeschriebene Verfahren zu beach-

ten. 

 

(4) Im Rahmen eines Studiengangwechsels finden 

die einschlägigen Regelungen dieser Ordnung An-

wendung. 

 

 

§ 14  Beurlaubung 

 

(1) Die Studierenden können auf schriftlichen An-

trag vom Studium beurlaubt werden, wenn sie 

einen wichtigen Grund gemäß Absatz 2 nachwei-

sen. Der Antrag auf Beurlaubung ist innerhalb der 

Rückmeldefrist an die Präsidentin oder den Präsi-

denten der Fachhochschule Bingen zu richten. Eine 

Antragstellung ist in der Regel nur für das jeweils 

bevorstehende Semester möglich. 

Eine rückwirkende Beurlaubung findet nicht statt. 

Ausnahmen sind lediglich bei plötzlichen und un-

erwartet nach Semesterbeginn eintretenden Er-

eignissen innerhalb von vier Wochen nach Vorle-

sungsbeginn möglich. 

Eine Beurlaubung vor Aufnahme des Studiums 

sowie im ersten Semester nach Erst- oder Neuein-

schreibung ist nicht möglich. 

 

(2) Als Beurlaubungsgründe kommen insbesondere 

in Betracht: 

1. eine länger dauernde Erkrankung der Studieren-

den oder des Studierenden, die ein ordnungsge-

mäßes Studium im betreffenden Semester verhin-

dert, 

2. die Pflege eines erkrankten oder sonst hilfsbe-

dürftigen nahen Angehörigen, die ein ordnungs-

gemäßes Studium in dem betreffenden Semester, 

insbesondere infolge der durch die Pflege beding-

ten überwiegenden persönlichen Anwesenheit 

beim zum Pflegenden, nicht möglich macht, 

3. ein Auslandsstudium, sofern es sich nicht um 

integrierte Studiengänge handelt oder ein Aus-

landsaufenthalt zum Zweck einer dem Studium 

dienenden praxisbezogenen Fort- und Weiterbil-

dung, 

4. die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig 

vorgesehenen Gremien der Fachhochschule Bingen 

oder der Studierendenschaft, sofern diese ein 

ordnungsgemäßes Studium im betreffenden Se-

mester verhindert, 

5. die Ableistung eines im Studienverlauf vorge-

schriebenen Praktikums, 

6. eine Schwangerschaft, 

7. die Erziehung eines Kindes oder 

8. Fälle besonderer sozialer Härte, insbesondere 

wenn Studierende vorübergehend nicht auf andere 

Weise ihren Unterhalt sichern oder Unterhalts-

pflichten nachkommen können. 

 

(3) Die Gründe für die Beurlaubung sind im Antrag 

anzugeben und durch geeignete Unterlagen, wel-

che von der Hochschule festgelegt werden, bei der 

Antragstellung nachzuweisen. Die Hochschule kann 

erforderlichenfalls auch die Vorlage eines amts-

ärztlichen Gutachtens verlangen. 

Nicht hinreichend begründete Beurlaubungsanträ-

ge sind abzulehnen. 

Die Entscheidung ist der antragstellenden Person 

schriftlich mitzuteilen. Ablehnende Entscheidungen 

sind zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-

lehrung zu versehen. 

 

(4) Die Beurlaubung wird für die Dauer eines Se-

mesters ausgesprochen. Sie ist in der Regel für 

höchstens zwei aufeinanderfolgende Semester, in 

den Fällen der Erziehung eines Kindes für maximal 

sechs Semester pro Kind möglich.  

 

(5) Urlaubssemester zählen nicht als Fachsemester. 

Während einer Beurlaubung können keine Studien- 
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und Prüfungsleistungen erbracht werden. Ausge-

nommen hiervon sind der Erwerb und die Anrech-

nung von Studien- und Prüfungsleistungen, die im 

Rahmen einer Beurlaubung gemäß Absatz 2 Nr. 3 

oder Nr. 5 erbracht worden sind.  

 

(6) Beiträge und Gebühren sind auch bei der Beur-

laubung zu entrichten. 

 

 

§ 15  Erlöschen der Einschreibung 

 

(1) Die Mitgliedschaft einer oder eines Studieren-

den an der Fachhochschule Bingen erlischt: 

1. am Ende des Semesters, in dem das Gesamter-

gebnis der Abschlussprüfung festgesetzt wird, 

2. durch Aufhebung der Einschreibung auf Antrag 

(§ 16), 

3. durch Aufhebung der Einschreibung von Amts 

wegen (§ 17). 

 

(2) Studierende nach Erst- oder Neueinschreibung, 

die vor Aufnahme des Vorlesungsbetriebs des 

Studiengangs die Mitgliedschaft an der Hochschule 

mit Wirkung zum Beginn des Semesters beenden, 

werden im Datenbestand der Hochschule gelöscht. 

Gezahlte Beiträge und Gebühren werden nach 

Rückgabe aller bereits ausgehändigten Unterlagen 

erstattet. Die Erstattung der gezahlten Beiträge 

und Gebühren erfolgt entsprechend für die Studie-

renden, die sich ordnungsgemäß rückgemeldet 

haben und die Exmatrikulation vor Beginn des 

Vorlesungsbetriebs beantragen. § 16 Satz 4 findet 

Anwendung.  

 

 

§ 16  Aufheben der Einschreibung auf Antrag 

 

Der Antrag auf Aufhebung der Einschreibung kann 

jederzeit gestellt werden. Er wirkt zum Ende des 

Exmatrikulationssemesters, wenn kein anderer 

Zeitpunkt beantragt wird. Eine rückwirkende Auf-

hebung der Einschreibung auf Antrag ist unzuläs-

sig.  

Der Antrag auf Aufhebung der Einschreibung zum 

Datum der Antragstellung wirkt ab dem Folgetag 

des Antragseingangs an der Hochschule. 

 

 

§ 17  Aufhebung der Einschreibung von Amts we-

gen 

 

(1) Die Aufhebung der Einschreibung hat zu erfol-

gen: 

1. in den Fällen des § 69 Abs. 2 HochSchG oder 

2. wenn nach erfolgter Rückmeldung Gründe nach 

§ 68 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 2 HochSchG 

bekannt werden. 

(2) In den Fällen des § 69 Abs. 3 und 3a HochSchG 

kann die Aufhebung der Einschreibung erfolgen. 

 

 

§ 18  Vollzug des Erlöschens der Einschreibung 

 

(1) Aufhebung der Einschreibung auf Antrag, Rück-

nahme und Widerruf der Einschreibung richten 

sich nach § 69 HochSchG. 

 

(2) Das Erlöschen der Einschreibung auf Grund 

dieser Ordnung oder nach § 69 HochSchG auf An-

trag, durch Rücknahme oder Widerruf tritt durch 

Streichen der Betroffenen oder des Betroffenen 

aus der Liste der Studierenden ein. Sie wird durch 

eine Exmatrikulationsbescheinigung mit Angabe 

des Tages des Wirksamwerdens bestätigt. 

 

(3) Im Falle der Exmatrikulation nach Vorlesungs-

beginn des jeweiligen Studiengangs besteht kein 

Anspruch auf Rückerstattung der bereits gezahlten 

Beiträge und  Gebühren.  

 

 

Vierter Abschnitt 

Besondere Studienformen 

 

 

§ 19  Frühstudierende 

 

(1) Schülerinnen und Schüler mit besonderer Be-

gabung können bis zum Erwerb der Hochschulzu-

gangsberechtigung als Frühstudierende gemäß       

§ 67 Abs. 4 HochSchG außerhalb der Einschreibe-

ordnung eingeschrieben werden. Mit dieser Ein-

schreibung sind sie berechtigt, an Lehrveranstal-

tungen in dem betreffenden Studiengang teilzu-

nehmen und Studien- und Prüfungsleistungen zu 

erbringen. 

 

(2) Die Einschreibung ist innerhalb der festgesetz-

ten Fristen für das jeweilige Semester bei der Prä-

sidentin oder dem Präsidenten der Fachhochschule 

Bingen unter Angabe der konkreten Lehrveranstal-

tungen sowie des dazugehörigen Studiengangs zu 

beantragen. Dem Antrag sind insbesondere fol-

gende Unterlagen beizufügen: 

• Bewerbungsschreiben, 

• Kopie des letzten Zeugnisses, 

• Einverständniserklärung der zuständigen Schul-

leitung. 

 

(3) Die oder der Frühstudierende erhält bei der 

Einschreibung eine Bescheinigung über die Erlaub-

nis zur Teilnahme jeweils für ein Semester in Form 

eines Frühstudierendenausweises. 
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(4) Beiträge und Gebühren werden nicht erhoben. 

 

 

§ 20  Gasthörerschaft 

 

(1) Wenn in einem Studiengang noch freie Stu-

dienplätze vorhanden sind, können Personen, die 

sich in einzelnen Lehrveranstaltungen weiterbilden 

wollen, auf Antrag als Gasthörerin oder Gasthörer 

zugelassen werden. Die Zulassung als Gasthörerin 

oder Gasthörer ist nicht an die Voraussetzungen 

für die Zulassung nach dieser Ordnung gebunden, 

sofern der Bildungsstand der Personen erwarten 

lässt, dass sie den Lehrveranstaltungen folgen 

können. 

 

(2) Die Zulassung als Gasthörerin oder als Gasthö-

rer bedarf der Zustimmung der Dekanin oder des 

Dekans des jeweiligen Fachbereichs in Abstimmung 

mit den für die jeweiligen Lehrveranstaltungen 

zuständigen Hochschullehrerinnen, Hochschulleh-

rern oder Lehrbeauftragten. 

 

(3) Der Antrag gemäß Absatz 1 ist in der vorge-

schriebenen Form und bis zum Beginn der Vorle-

sungszeit an die Präsidentin oder den Präsidenten 

der Fachhochschule Bingen zu richten. Eine Ein-

schreibung erfolgt im Falle einer Gasthörerschaft 

nicht. Der Gasthörerin oder dem Gasthörer können 

keine Leistungen bescheinigt werden. 

 

(4) Die Zulassung erfolgt jeweils für ein Semester. 

Aufgrund der Zulassung erhalten die Gasthörerin 

oder der Gasthörer einen Gasthörerschein, der 

zum Besuch der darin angegebenen Lehrveranstal-

tungen berechtigt.  

 

Das Gasthörerstudium ist nach der Landesverord-

nung über die Gebühren in den Bereichen Wissen-

schaft, Weiterbildung und Forschung (Besonderes 

Gebührenverzeichnis) gebührenpflichtig. 

 

(5) Die Ablehnung des Antrags wird dem Antrag-

steller schriftlich unter Angabe der Gründe be-

kannt gegeben und mit einer Rechtsbehelfsbeleh-

rung versehen. 

 

 

§ 21 Befristetes Studium  

 

(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber 

können befristet zum Studium eingeschrieben 

werden, sofern die Zielsetzung des Studiums nicht 

durch die Zulassung als Gasthörerin oder Gasthörer 

erreicht werden kann.  

 

Hierzu zählen insbesondere folgende Studienbe-

werberinnen und Studienbewerber: 

1. Stipendiatinnen und Stipendiaten nationaler und 

internationaler Stipendienorganisationen; 

2. Studienbewerberinnen und Studienbewerber,  

die aufgrund von Partnerschaftsverträgen oder 

sonstigen Vereinbarungen der Fachhochschule 

Bingen mit ausländischen Hochschulen an der 

Fachhochschule Bingen studieren wollen; 

3. Studienbewerberinnen und Studienbewerber,  

die in Studiengängen eingeschrieben werden, die 

gemäß den Vereinbarungen mit ausländischen 

Hochschulen zur Verleihung eines doppelten Hoch-

schulgrads führen.  

 

(2) Von der Vorschrift über die allgemeinen Zu-

gangsvoraussetzungen für ausländische und staa-

tenlose Studienbewerberinnen und Studienbewer-

ber nach § 5 kann mit der Maßgabe abgewichen 

werden, dass insbesondere der Nachweis der Qua-

lifikation und die sprachlichen Anforderungen auf 

die Belange des befristeten Studiums zugeschnit-

ten werden. 

 

(3) Die Einschreibung wird in der Regel auf zwei 

Semester befristet. Eine Einschreibung für zulas-

sungsbeschränke Studiengänge ist nur dann mög-

lich, wenn dadurch das Studium der anderen or-

dentlichen Studierenden nicht beeinträchtigt wird. 

 

 

Fünfter Abschnitt 

Daten 

 

 

§ 22  Datenerhebung 

 

(1) Nach § 67 Abs. 3 HochSchG haben Personen, 

die sich für ein Studium bewerben und Studierende 

im Umfang des Absatzes 2 bestimmte Angaben zu 

machen, die von der Fachhochschule Bingen als 

Daten erhoben werden. Entstehen die Daten erst-

malig oder ändern sich einzelne Daten, sind diese 

Daten oder Änderungen der Daten der Fachhoch-

schule Bingen von den vorgenannten Personen und 

den Studierenden mitzuteilen. 

 

(2) Gemäß Abs. 1 werden folgende Daten erhoben: 

  

 

1. Daten zur Person 

a) Name 

b) Vorname(n) 

c) Geburtsname 

d) Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland 

e) Geschlecht 

f) Staatsangehörigkeit 
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g) Heimat- und Semesterwohnsitz, Staat, Bundes-

land und Kreis des Heimat- und Semesterwohnsit-

zes 

h) Telefonnummer(n) 

i)  E-Mailadresse(n) 

 

2. Hochschulzugang, berufs- und praxisbezogene 

Daten 

a) Staat, Bundesland, Kreis und Datum des Erwerbs  

sowie Art und Gesamtnote der Hochschulzugangs- 

berechtigung 

b) berufspraktische Tätigkeiten vor Aufnahme des  

Studiums 

c) Praxissemester 

d) Semester an Studienkollegs sowie in Deutsch- 

kursen an Hochschulen in Deutschland 

 

3. Primäre studienbezogene Daten 

a) Studiengänge einschließlich Studiengänge im  

vorangehenden Semester sowie an einer gleichzei- 

tig besuchten anderen Hochschule 

b) Art des Studiums (z.B. Erst-, Zweit-, konsekutives  

Masterstudium) 

c) Urlaubssemester insgesamt 

d) absolvierte Praktika oder vergleichbare berufs- 

praktische Zeiten 

e) Fachbereich, in dem das Wahlrecht ausgeübt  

werden soll, sofern die Studierende oder der  

Studierende mehr als einem Fachbereich angehört 

 

4. Semesterdaten 

a) Anzahl der Fach- und Hochschulsemester 

b) Studienunterbrechungen nach Art und Dauer 

 

5. Hochschuldaten 

a) Bezeichnung der Hochschulen der bisherigen 

Einschreibungen einschließlich der jeweiligen Stu-

diengänge 

b) Art und Dauer eines Studiums im Beitrittsgebiet 

(vor dem 3. Oktober 1990) 

c) Land und Dauer von Auslandsstudien 

 

6. Prüfungsdaten 

Unternommene Prüfungsversuche hinsichtlich Art, 

Datum und Noten der Prüfungsleistungen und der 

Prüfungswiederholungen 

 

(3) Die erhobenen Daten können an der Fachhoch-

schule Bingen verarbeitet werden. 

 

 

§ 23  Datenübermittlung 

 

(1) Die für Zwecke der Gesetzgebung und der Pla-

nung im Hochschulbereich erhobenen Daten 

übermittelt die Fachhochschule Bingen an das 

Statistische Landesamt. 

 

(2) Die Übermittlung der übrigen erhobenen Daten 

an öffentliche Stellen ist auf Antrag der auffor-

dernden Stelle zulässig, soweit diese aufgrund der 

Rechtsvorschriften berechtigt ist, die Daten zu 

erhalten und die Kenntnis der Daten zur Erfüllung 

der ihr obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 

 

(3) Die Übermittlung der Daten an nicht öffentliche 

Stellen ist nach § 16 Landesdatenschutzgesetz 

(LDSG) zulässig. Auf die Voraussetzungen des LDSG 

wird Bezug genommen. 

 

 

§ 24  Auskunft über gespeicherte Daten 

 

Studierenden ist auf persönlichen Antrag unter 

Vorlage eines gültigen Reisepasses oder Personal-

ausweises Auskunft über die zu ihrer Person ge-

speicherten Daten zu erteilen. 

 

 

§ 25   Datenlöschung 

 

Die erhobenen und gespeicherten Daten dürfen 

nur solange aufbewahrt werden, wie ihre Kenntnis 

erforderlich ist; längstens jedoch 60 Jahre. 

 

 

 

Sechster Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

 

 

§ 26  Formen und Fristen  

 

(1) Die Fachhochschule Bingen bestimmt die Form 

der nach dieser Ordnung zu stellenden Anträge. Sie 

bestimmt auch die Unterlagen, die den Anträgen 

beizufügen sind, sowie deren Form. Die Fachhoch-

schule Bingen ist nicht verpflichtet,  Sachverhalte 

von Amts wegen zu ermitteln. 

 

(2) Die nach dieser Ordnung erforderlichen Fristen 

werden durch die Präsidentin oder den Präsiden-

ten der Fachhochschule Bingen festgesetzt. Sie 

sind durch Veröffentlichung in geeigneter Weise 

bekannt zu machen.  

 

 

§ 27  Verwaltungsvorschriften 

 

Die zur Durchführung dieser Einschreibeordnung 

erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt die 

Präsidentin oder der Präsident der Fachhochschule 

Bingen. 
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§ 28  In-Kraft-Treten 

 

Diese Einschreibeordnung tritt am Tage nach ihrer 

Bekanntmachung in der FH Publica der Fachhoch-

schule Bingen in Kraft.  

 

Gleichzeitig tritt die Ordnung über die Einschrei-

bung der Studierenden an der Fachhochschule 

Bingen vom 1. Dezember 1999, zuletzt geändert 

am 17. Oktober 2003, außer Kraft. 

 

 

Bingen, den 14.12.2015 

 

 

Professor Dr.-Ing. Klaus Becker 

Präsident der Fachhochschule Bingen 
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Anlage  

 

  

Studierendenausweis als Studicard (multifunktio-

nale Chipkarte) 

 

 

1. Aufdruck auf der Chipkarte  

Der Studierendenausweis enthält durch Aufdruck 

auf der Chipkarte folgende Angaben: 

a) Name, Vorname der oder des Studierenden 

b) Lichtbild der oder des Studierenden 

c) Matrikelnummer der oder des Studierenden 

d) Gültigkeitsdauer 

e) Barcode für das Entleihen von Medien in der 

Hochschulbibliothek 

f) Daten zum Semesterticket (Gültigkeit und Logos 

der beteiligten Verkehrsverbünde) 

 

 

2. Funktionen der Chipkarte  

Mit der Chipkarte sollen folgende Funktionen aus-

geführt werden:  

a) Studierendenausweis  

b) Benutzerausweis für die Hochschulbibliothek 

c) Semesterticket für die beteiligten Verkehrsver-

bünde  

d) Bargeldlose Zahlungsfunktion mittels einer Be-

zahl-Identifikationsnummer, die im Inneren der 

Chipkarte gespeichert ist 

 

 

3. Lichtbild auf der Chipkarte 

Die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 

hat mit dem Antrag auf Einschreibung ein aktuelles 

Lichtbild in der Größe von 45 Millimeter x 35 Mil-

limeter im Hochformat und ohne Rand vorzulegen. 

Im Übrigen hat das Lichtbild den Anforderungen 

der Verordnung zur Durchführung des Passgeset-

zes (PassV) vom 19. Oktober 2007 (BGBl. I, S. 

2386), in der jeweils geltenden Fassung, zu ent-

sprechen.  

 

4. Nutzung der Chipkarte als Studierendenausweis  

Die Nutzung der Chipkarte als Studierendenaus-

weis ist höchstpersönlich. Die Nutzungsdauer ist an 

die Dauer der Einschreibung an der Fachhochschu-

le Bingen gebunden. Jede Nutzung durch unbefug-

te Dritte ist als Missbrauch der Chipkarte zu wer-

ten.  

Bei erfolgter Rückmeldung ist die Gültigkeitsdauer 

der Chipkarte durch Aufdruck der jeweils gelten-

den Semesterdauer an den dafür vorgesehenen 

Aufladeterminals der Fachhochschule Bingen zu 

verlängern. Die Chipkarte verliert mit der Exmatri-

kulation ihre Legitimationsfunktion als Studieren-

denausweis. Die Chipkarte ist einzufordern, wenn 

die Exmatrikulation nicht zum Ende eines Semes-

ters erfolgt.  

Der Verlust der Chipkarte ist unverzüglich anzuzei-

gen. Die Ausstellung einer neuen Chipkarte setzt 

die Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung 

über den Verlust der Chipkarte der Studierenden 

oder des Studierenden voraus.  

 

 

5. Kosten für die Ausstellung der Chipkarte  

Die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 

ist an den Kosten der Ausstellung des Studieren-

denausweises als Chipkarte zu beteiligen (Verwal-

tungskosten).  

Die Höhe der Kosten richtet sich nach der Landes-

verordnung über die Gebühren in den Bereichen 

Wissenschaft, Weiterbildung und Forschung (Be-

sonderes Gebührenverzeichnis vom 27. November 

2014, GVBl. 2014, S. 279) in der jeweils geltenden 

Fassung. Sie werden von der Fachhochschule Bin-

gen festgesetzt und sind innerhalb der festgelegten 

Fristen zu entrichten. Gleiches gilt für die Kosten 

einer erneuten Ausstellung bei Verlust oder Be-

schädigung der Chipkarte. 

 

 

 

 

 

 


